
wir müssen noch für eine begrenzte Zeit mit den bestehenden 
Bündnissen in Europa leben. Wir halten das für besser, als neue 
zu schaffen, die keiner kennt.

Daraus leiten sich für uns folgende Erfordernisse ab:

1. den Sicherheitsinteressen gegenüber möglichen eskalieren­
den außereuropäischen Entwicklungen zu entsprechen,

2. zur Verifikation von Abrüstungsmaßnahmen beizutragen 
und

3. als Regulative zum Ausbau eines gesamteuropäischen Hau­
ses.

Beide europäische Bündnisse sollten 1991 in Verhandlungen 
treten, sich zu politischen Bündnissen umfunktionieren und in 
einer gesamteuropäischen Sicherheitsgemeinschaft aufheben.

Für eine zeitlich heute nicht definierbare Übergangszeit bis zu 
einem wirksamen KSZE-Sicherheitssystem ist die Vollmitglied­
schaft des vereinten Deutschlands mit einem Sonderstatus für 
das DDR-Territorium in einer sich verändernden NATO unab­
dingbar. Herr Kollege Willerding, da unterscheiden wir uns 
grundsätzlich.

Ebenso unabdingbar ist ein Wandel im Charakter der NATO. 
Das betrifft das Konzept der Vorneverteidigung, Stationierungs­
dichten, die Art der Bewaffnung und die zahlenmäßige Stärke der 
Truppen sowie der Einsatzkonzepte. Die Auflösung der bisheri­
gen militärischen Zusammenarbeit der DDR darf nach der Ver­
einigung nicht zum Ende des sicherheitspolitischen Zusammen­
wirkens Deutschlands mit seinen Nachbarn im Osten und na­
mentlich der Sowjetunion führen. Bundeswehr und NVA sollten 
im Rahmen der Wiener Verhandlungen im europäischen Sinne 
mit Blick auf Stabilität und Vertrauen weiter reduziert werden.

Wir Liberale sprechen uns gegen eine Stationierung von 
NATO-Verbänden in den im Herbst zu bildenden Ländern aus. 
Dafür ist ein zeitlich begrenztes Verbleiben reduzierter sowjeti­
scher Truppen im Osten Deutschlands ebenso wie amerikani­
scher im Westen - außer in Berlin - für uns ein tragfähiger Kom­
promiß. Wir können uns aber Berlin als Hauptstadt und Sitz von 
Regierung und gesamtdeutschem Parlament nicht vorstellen 
bei gleichzeitiger Präsenz alliierter Truppen.

Die Mitglieder meiner Fraktion sind - das möchte ich zum 
Schluß sagen - für eine europäische Friedensordnung mit einer 
Institutionalisierung des KSZE-Prozesses ohne Feindbilder und 
in der die Begriffe „Osten“ und „Westen“ nur noch rein geogra­
phische Bedeutung erlangen. Dann hätten wir ein wahrlich libe­
rales Europa, dem Liberale nicht nur im Sinne des Wortes entge­
genstreben. - Ich danke Ihnen.

(Beifall, vor allem bei Liberalen und DBD/DFD)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ein Geschäftsordnungsantrag, bitte.

Seeger (DBD/DFD):

Frau Präsidentin, ich beantrage, die Debatte zu unterbrechen 
und dann weiterzuführen, wenn es der Herr Staatssekretär für 
nötig hält, wieder persönlich an der Erörterung der Probleme 
aus seinem Ressort teilzunehmen.

(Beifall bei DBD/DFD, Bündnis 90/Grüne,
PDS, vereinzelt bei CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Wünscht noch jemand das Wort zu diesem Geschäftsord­
nungsantrag?

(Unruhe, Zurufe)

(Zuruf von der DSU: Ich mache den Vorschlag, die Zeit zu nut­
zen. Ich würde gern eine Frage an Herrn Eppelmann richten, die 
mit diesem Problem etwas zu tun hat.)

Herr Abgeordneter, das ist nicht möglich. Wir können jetzt 
nicht die Zeit nutzen zur Fragestunde. Außerdem mache ich dar­
auf aufmerksam, daß der Ministerpräsident und der Staatssekre­
tär wieder anwesend sind.

Ministerpräsident de Maiziere:

Verehrte Abgeordnete! Der Staatssekretär hat Stellung ge­
nommen, und er hat Fragen beantwortet. Ich ging damit - mögli­
cherweise recht irrigerweise - davon aus, daß er im Moment 
nicht gefordert wäre. Ich mußte mit ihm einen dringenden Vor­
gang besprechen. Deshalb hat er mit mir den Raum verlassen. 
Dies zur Erklärung.

(Vereinzelt Beifall)

Wenn Sie anderer Auffassung sind, mag dies diskutiert wer­
den. Ich gehe davon aus, daß, wenn jemand eine Stellungnahme 
abgegeben hat und er den Nachfragen, die im Anschluß daran 
gestellt wurden, nachgekommen ist, damit seine Befragung ab­
geschlossen ist.

(Zuruf vom Bündnis 90/Grüne: Das ist das Parlament, Sie sind 
der Ministerpräsident, und Sie sind dem Kabinett rechenschafts­
pflichtig und der Staatssekretär auch.)

Sie meinten wohl Parlament. Ja, sind wir auch, werden wir 
auch zu gegebener Zeit tun.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Zu dem Redebeitrag der Liberalen möchte der Vizepräsident 
Dr. Höppner das Wort nehmen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Ich möchte lediglich eine kleine Richtigstellung bzw. Erklä­
rung im Blick auf den gestrigen Zeitplan vornehmen. Sie werden 
sich daran erinnern, daß wir per Antrag den Tagesordnungs­
punkt 1 auf den Nachmittag verschoben haben, daß ich Sie dar­
auf aufmerksam gemacht habe, daß ich dann vorschlagen würde, 
die Aktuelle Stunde vorzuziehen, weil wir von Anfang an wuß­
ten, daß um halb fünf der Minister weg müßte; er hatte diesen 
Termin. Das ist abgelehnt worden.

(Zuruf von der PDS: Das hätten Sie mitteilen müssen.)

Das habe ich gesagt. Daß das heute nachmittag schwierig wer­
den kann, habe ich gesagt. Das können Sie nachlesen. Jedenfalls 
ist es so, daß die Entscheidungen des Plenums dazu geführt ha­
ben, daß er nicht da war. Das muß korrekterweise dazu gesagt 
werden. Die Zeitplanung war ursprünglich anders.

(Vereinzelt Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte nun den Abgeordneten Gerd Poppe von der Fraktion 
Bündnis 90/Grüne, das Wort zu nehmnen.

Poppe für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist sicherlich 
nicht die glücklichste Idee, diese Aktuelle Stunde in diesem Parla­
ment heute abzuhalten, ohne daß wir die außenpolitische Erklä­
rung der Regierung, die ursprünglich zum gleichen Zeitpunkt vor­
gesehen war, gehört haben. Die Rede des Staatssekretärs - das sag­
te er selbst - konnte diese Erklärung nicht ersetzen. Dazu war sie 
auch - ich drücke mich da vorsichtig aus - sehr allgemein gehalten.
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